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Hiermit veröffentlichen wir eine Resolution, die auf unserer  internationalen
Delegierten-Konferenz Ende August angenommen wurde und  im Oktober noch einmal
überarbeitet wurde.

  

Brexit

  

  

Am 23. Juni fand in Großbritannien die Volksabstimmung zum Verbleib in der EU statt. Diese
fiel mit einer knappen Mehrheit von 51,9% für einen Austritt aus der EU aus. Dieses
Abstimmungsergebnis ist ein Meilenstein für reaktionäre Kräfte in ganz Europa und speziell in
Großbritannien. Der Schwerpunkt der „Leave“-Kampagne war vor allem ein rassistischer, dieser
richtete sich vor allem gegen zwei Teile der Arbeiter_Innenklasse. Zum einen gegen die vor
allem osteuropäischen Arbeitsmigrant_Innen und zum anderen gegen die momentane
Geflüchtetenbewegung. Ein tragischer Höhepunkt dessen war die Erschießung von Jo Cox,
einer Labour-Parlamentarierin, auf offener Straße im Verlauf des Wahlkampfes. Deutlicher
drückt sich die Zunahme des Rassismuses darin aus, dass die Rate an Hatecrimes seit dem
Votum massiv angestiegen ist, allein 6.200 zwischen dem 23.6 und dem 26.7, somit ist dies
eine Verfünffachung. 

      

  

Dies spricht jedoch nicht „nur“ für einen weiteren Rechtsruck innerhalb der Krise, sondern vor
allem für die tiefgreifende innere Spaltungslinie der britischen Bourgeoisie. Diese teilt sich grob
in zwei Lager ein. Das „Leave“-Lager bildet einen Schulterschluss der verschreckten Elemente
des Kleinbürgertums, die sich von der offenen Konkurrenz im sich ausbildenden
gesamteuropäischen Binnenmarkt und der geringerwertig entlohnten Arbeitskraft migrantischer
Arbeiter_Innen mehr und mehr zerrieben sehen und einen zunehmenden Protektionismus auf
der einen Seite. Auf der anderen Seite jene Kräfte der herrschenden Klasse, die dynamischere
Investitionsziele außerhalb der EU sehen. Das „Remain“-Lager innerhalb des Bürgertums
beinhaltet dabei im groben die wirtschaftlich stärksten Fraktionen des britischen Kapitals, somit
weite Teile des Finanzkapitals vor allem rund um die Londoner Börse, aber auch jene
Monopolkonzerne, die das Groß ihrer Profite aus der Europäischen Union ziehen. Diese
Tendenz offenbart eine zentrale Widersprüchlichkeit innerhalb der Bourgeoisie im Stadium des
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Imperialismus. Nämlich nimmt die Zahl an großen Monopolist_Innen aufgrund der
Zentralisations- und Konzentrationstendenzen stetig ab, dies wirft in tiefen Krisen in denen
keine Zugeständnisse an schwächere Kapitalfraktionen gemacht werden können die Frage der
demokratischen Legitimation auf. Über kurz oder lang zwingt dies den Monopolist_Innen ein
undemokratisches Gewand auf um ihre ökonomische Stellung zu bewahren und ihre Interessen
zu verteidigen.

  

  

Interessant am Abstimmungsergebnis ist vor allem das unter den Jugendlichen, auch wenn sich
nur ein äußerst geringer Teil der Jugendlichen überhaupt abstimmte, jene die sich beteiligten
stimmten mit über 65% für einen Verbleib in der EU. Es sind vor allem Jugendliche, die die EU
als gute Möglichkeit für Arbeitsmigration sehen, da sie es sind deren Arbeit überall als billig und
Reservekräfte verwendet werden.

  

  

Der Brexit hat sowohl in den führenden britischen Parteien die drohende Spaltung verschärft,
wie die Kämpfe um die Führung innerhalb der Tories und der Labour-Party zeigen. Nein, auch
das United Kingdom als Ganzes wird vermehrt in Frage gestellt, dies unterstreichen die
Diskussionen um einen Austritt Schottlands und Nordirlands aus dem Land.

  

  

Insgesamt handelt es sich beim Brexit um eine Schwächung der EU und Großbritanniens an
sich deren Folgen sich bisher nur in den einbrechenden Märkten, Aktien und Währungen
erahnen lassen. Dieses Ergebnis ist somit für uns eine Episode in der Serie die wir als Krise der
EU bezeichnen. Sie zeigt, dass die EU eben kein Staat ist, sondern am offenen Kampf der
einzelnen nationalen Bourgeoisien zerbricht, diese sind es aber auch die in der EU bleiben
solange sie für den einzelnen Staat als ideellen Gesamtkapitalisten profitabel ist. Die EU ist also
vielmehr die Verwaltungs- und Aushandlungsarena dieser unterschiedlichen Interessen. Für die
Zukunft stellt sich deutlicher die Frage ob die EU in ihrer aktuellen Form den Interessen der
führenden Kräfte, momentan Deutschland gefolgt von Frankreich, noch genügen oder ob sie
eine fundamentale Änderung erfahren muss. Insgesamt verstehen wir die EU jedoch als
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logische Folge des Stadiums des Imperialismus in dem die nationalen Kapitale über ihre
jeweiligen Grenzen hinausquellen. Diese Entwicklung zeigt die Grenze der
Produktionsverhältnisse durch die unter ihnen selbst entwickelten Produktivkräfte deutlich auf.
Wir als Revolutionär_Innen erkennen somit an, dass der Imperialismus ein internationales
System ist, dass sich seine Spielräume selbstständig schafft und notfalls überwirft. Die
Rückkehr zur Kleinstaaterei verzerrt diese notgedrungene internationale Auseinandersetzung.
Unsere Antwort kann deshalb auch nur eine gesamteuropäische sein, wie Forderungen nach
einen flächendeckenden Mindestlohn, gleichen sozialen Absicherungen unter Kontrolle der
Organe des europäischen Proletariats. Unserer Antwort ist somit der konsequente
Internationalismus den wir der zunehmenden rassistischen Bewegung und ihren Ergebnissen
entgegenstellen, diese kann nur in der Losung der vereinigten sozialistischen Staaten der EU
und nicht in der Begrenzung des Kampfes auf den nationalen Rahmen münden.

  

  

Putschversuch gegen Corbyn

  

  

Am 28. Juni sprachen, in Reaktion auf die Niederlage der von Labour mitgetragenen
„Remain“-Kampagne, in einem Verhältnis von 172 zu 40 Stimmen der Labour-Party-Fraktion
des Unterhauses Jeremy Corbyn ihr Misstrauen aus. Dies stellt einen erneuten Versuch des
rechten Flügels in Labour dar und führte zu 200.000 Neubeitritten in die Partei. Labour hat nun
600.000 Mitglieder, davon sind knapp 350.000 der Partei im Zuge des Kampfes von Jeremy
Corbyn um die Führung der Partei in den letzten 15 Monaten beigetreten.

  

  

Ergebnis ist, dass ein Parteitag einberufen werden muss, der eine Neuwahl des
Partei-Vorsitzes durchführt, hierbei sollte Corbyn zu Beginn sogar der Antritt verboten werden,
dies wurde durch die momentane Parteiführung jedoch unter zwei Bedingungen
zurückgenommen. Erstens durften bis September keine Parteiversammlungen mehr stattfinden

und zweitens müssen Neubeitritte nur gegen Zahlung von
25 Pfund abstimmen.
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Dieser Schritt offenbart den undemokratisch, technisch-taktiererischen Charakter des
bürokratischen Apparates stark. Jedoch bleiben die Geister die sie riefen nicht stillschweigend.
Dies hatte nämlich zeitgleich die Folge, dass die regelmäßigen lokalen Treffen von Momentum,
einer Struktur die sich als organisatorischen Pol der linken Unterstützer_Innen Corbyns
herausgebildet hat, als Ersatzorgan zur Versammlung genutzt werden. Corbyn führt massenhaft
Kundgebungen mit seinen Unterstützer_Innen durch und generiert stetig neue
Mitkämpfer_Innen. Jedoch muss auch der Kampf direkt um die Struktur der Labour selbst
geführt werden.

  

  

Das Ergebnis der Abstimmung fiel trotz weiterer verhindernder Maßnahmen, positiv für Corbyn
aus. Mit 62% der Stimmen setzte er sich gegen seinen Kontrahenten Owen Smith durch. Die
derzeit mehr als 500,000 Leute starke Partei, zeigt damit wieder, was für eine Dynamik mit
Jeremy Corbyn in die Labour Party getragen wurde. Ob die beleidigten MPs jetzt zu Corbyns
Seite zurückkehren werden oder nicht ist hier eine zweitrangige Frage. Trotz der Hürden die
von der Partei Rechten in den Weg gelegt wurden, ist es offensichtlich ein Anliegen, gegen
gerade diese etwas zu tun. Momentum, das sich ja quasi als Nebenstruktur etablieren musste,
darf sich jetzt nicht erleichtert zurücklehnen, Aktivist_innen müssen jetzt in der Partei selbst die
Vormachtstellung sichern. 

  

  

Es ist unbezweifelbar, dass die Labour Party momentan die größte Dynamik im Klassenkampf
in Großbritannien hat, das sie zehntausende erstmalig in die politischen Organisierung bringt
und das dies auf Dauer unvereinbar ist mit der verknöcherten Struktur der Partei ist.
Revolutionäre müssen sich dort bewegen, wo die kämpfenden Teile der Klasse sich bewegen
und für ein revolutionäres Programm kämpfen, dass verdeutlicht, dass sich der Kapitalismus
selbst durch linke Reformist_Innen wie Corbyn nicht zügeln lässt, sondern nur durch die
Machtergreifung des revolutionären Subjekts. Das bedeutet nicht, dass uns egal ist ob Eagle,
Smith oder Corbyn an der Spitze der Partei stehen. Corbyn steht für eine Labour der
Aktivist_Innen und Mobilisierungen, er steht für den offenen Kampf. Vor allem steht er für den
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Kampf um ein neues Programm der Labour, das müssen Revolutionär_Innen sowohl von ihm
fordern, als auch selbst programmatische Debatten innerhalb der Partei anzustoßen. Kurz
gesagt, die zentrale Taktik die Revolutionär_Innen in Großbritannien momentan anwenden
müssen, ist der Entrismus im Kampf um/für eine revolutionäre Arbeiter_Innenpartei.
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